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Vorwort zur dritten Auflage 

Ebenso wie die erste Auflage hat auch die zweite Auflage des vorlie­
genden Buches im Inland und im Ausland große Resonanz gefunden. 
Inzwischen hat der Verbraucherschutzgedanke seinen internationalen 
Siegeszug fortgesetzt . So hat eine ständig wachsende Zahl von Staaten 
Verbraucherschutzgesetze erlassen. Besonderes Interesse verdient inso­
weit aus deutscher Sicht das österreichische Konsumentenschutzgesetz 
vom 8. 3. 1979, das am 1. 10. 1979 in Kraft getreten ist1• In der Schweiz 
ist 1981 aufgrund einer Volksabstimmung ein Artikel über Konsumen­
tenschutz in die Bundesverfassung eingefügt worden2• In vielen weite­
ren Staaten hat der Gesetzgeber den Verbraucherschutz wenigstens in 
einzelnen Bereichen oder Punkten verbessert. Daneben hat sich auch die 
Justiz weiterhin um einen besseren Schutz des Verbrauchers bemüht; ein 
besonderes markantes Beispiel dafür ist in der Bundesrepublik die neue 
Rechtsprechung zum Wucher beim Konsumentenkredit3. Fortgesetzt 
worden sind zudem die Bemühungen vieler Behörden, den Verbrau­
cherschutz zu fördern. Und schließlich hat sich auch das Interesse der 
Wissenschaft am Problemkreis Konsumentenschutz weiter verstärkt. 

Auf supranationaler Ebene sind insbesondere zwei Richtlinien zu nen­
nen, die der EG-Ministerrat inzwischen verabschiedet hat, nämlich die 
Richtlinie über irreführende Werbung (verabschiedet im September 
1984)4 und die Richtlinie über die Haftung für fehlerhafte Produkte 
(verabschiedet im Juli 1985)5• Gute Chancen, demnächst verabschiedet 
zu werden, hat auch die EG-Richtlinie über Haustürgeschäfte6• Zu be­
achten sind ferner das zweite Programm der Europäischen Gemein-

1 Siehe S. 12f. mit N. 53. 
2 Siehe S. 13 mit N. 59. 
3 Siehe S. 218 ff. 
4 Siehe S. 97 f. 
5 Siehe S. 48 f. mit N . 8 a. 
6 Siehe unten S. 191 mit N.37. 
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schaft für eine Politik zum Schutz und zur Unterrichtung der Verbrau­
cher, das der Rat am 19. 5.1981 gebilligt hat7, und die „Richtlinien für 
den Verbraucherschutz", die von der UNO-Generalversammlung im 
April 1985 verabschiedet worden sind8• 

Angesichts dieses Gesamtbildes besteht kein Grund, die Zukunft des 
Verbraucherschutzes pessimistisch zu beurteilen. Zwar muß der Ver­
braucherschutz in wirtschaftlich schwierigen Zeiten mit verstärkten Ge­
genkräften und gelegentlichen Rückschlägen rechnen. Indessen steht die 
Bedeutung des Verbraucherschutzgedankens heute auch in wirtschaft­
lich schwierigen Zeiten außer Frage. (So ist in der Bundesrepublik so­
eben ein Widerrufsrecht für Haustürgeschäfte eingeführt worden9 ; an­
gekündigt sind darüber hinaus Reformen des Gesetzes gegen den unlau­
teren W ettbewerb10 und des Maklerrechts11 • Auf europäischer Ebene hat 
die EG-Kommission soeben ein Dokument mit dem Titel „Neuer Im­
puls für die Politik zum Schutz der Verbraucher" vorgelegt, in dem -
nach einer kritischen Betrachtung der bisher erreichten Ergebnisse -
Vorschläge gemacht werden, „auf welche Weise der Verbraucherschutz 
zu einem unverzichtbaren Bestandteil der Struktur der Gemeinschafts­
politik gemacht werden kann" 12). Der Verbraucherschutz wird ebenso 
ein Dauerthema bleiben wie der Umweltschutz, mit dem er sich in 
wichtigen Punkten (z.B. Schadstoffe in der Nahrung, Wasserver­
schmutzung, Abfallprobleme) berührt. Es zeichnen sich interessante 
Tendenzen ab, die Verbraucherbewegung zu einer Bewegung für besse­
re Lebensbedingungen weiterzuentwickeln, die insbesondere auch den 
Umweltschutz berücksichtigt13 • 

7 Siehe unten S. 467. 
8 Siehe unten S. 485. 
9 Siehe unten S. 191 mit N. 36. 
10 Siehe unten S. 114. 
11 Siehe unten S. 10 mit N. 47. 
12 EG-Kommission, Neuer Impuls für die Politik zum Schutz der Verbraucher (Mit­

teilung der Kommsission an den Rat), 1985, S.1. Vgl. dort auch S. 8f.: „Unter dem 
doppelten Gesichtspunkt des Wohlergehens der Bürger und der Effizienz der Produktion 
erwächst dem Verbraucherschutz eine eigene Dimension als unverzichtbares Element bei 
der Gestaltung der Gemeinschaftspolitik. Diese doppelte Perspektive muß Grund und 
Motor für einen neuen Impuls bei der Verwirklichung der gemeinschaftlichen Politik zum 
Schutz der Verbraucher und deren Einstufung unter die höchsten Prioritäten der Gemein­
schaftsaktionen sein ... Die künftigen Initiativen sollten auf folgende drei Ziele ausgerich­
tet sein: In der Gemeinschaft vermarktete Produkte sollten annehmbaren Sicherheits- und 
Gesundheitsnormen entsprechen; die Verbraucher müssen in der Lage sein, die Vorteile 
des gemeinsamen Marktes auszunutzen; die Verbraucherinteressen sollten bei anderen 
Gemeinschaftspolitiken stärker berücksichtigt werden." 

13 Siehe unten S. 44 f. 
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Im Hinblick auf das lawinenartig anschwellende Material zum Ver­
braucherschutz ist es immer schwieriger geworden, eine Gesamtdarstel­
lung in allen Punkten auf den neuesten Stand zu bringen, zumal dann, 
wenn auch die Einbeziehung sozialwissenschaftlicher Erkenntnisse, em­
pirischer Daten und ausländischer Entwicklungen angestrebt wird. Ich 
habe mich darum bemüht, nichts Wesentliches zu übersehen, rechne 
aber mit dem freundlichen Verständnis des Lesers dafür, daß allen sol­
chen Bemühungen eines Einzelnen zwangsläufig Grenzen gesetzt sind. 
Um so mehr möchte ich wiederum allen Kollegen am Max-Planck­
lnstitut für ausländisches und internationales Privatrecht (insbesondere 
Herrn Dr. M. Schubert und Herrn Assessor H. Berg) und allen Personen 
im Inland und Ausland danken, die meine Arbeit durch Hinweise geför­
dert haben, ferner auch den Mitarbeitern der Bibliothek, die mir bei der 
Beschaffung benötigter Literatur behilflich gewesen sind, sowie Frau 
Alambwa, die das Manuskript betreut hat. 

Obwohl einige Rezensenten der Vorauflage meinen Verzicht auf ein 
besonderes Literaturverzeichnis bedauert haben, habe ich auch dieses 
Mal aus Raum- und Kostengründen auf ein solches Verzeichnis verzich­
tet. Dies erschien deshalb vertretbar, weil die verarbeitete Literatur je­
weils im Anmerkungsapparat der einzelnen Kapitel zitiert wird. Zudem 
gibt es inzwischen mehrere Bibliographien, auf die verwiesen werden 
kann14• 

Erweitert worden ist der Anhang des vorliegenden Buches: Dort sind 
nun auch die Verbraucherschutzgesetze wiedergegeben, die seit .1979 in 
Österreich, Israel, Portugal, Luxemburg und Spanien erlassen worden 
sind, ferner auch das zweite Programm der Europäischen Gemeinschaft 
für eine Politik zum Schutz und zur Unterrichtung der Verbraucher 
sowie die „Richtlinien für den Verbraucherschutz", welche die UNO­
Generalversammlung im April 1985 verabschiedet hat. 

Hamburg, im November 1985 Eike von Hippe/ 

14 Siehe Stiftung Verbraucherinstitut, Auswahlbibliographie zur Verbraucherarbeit 
(1982); Goyens, Bibliographie sur le droit de la consommation dans Ja Communaute 
europeenne/Bibliography on consumer law within the European Community (1983); vgl. 
auch das umfangreiche Literaturverzeichnis bei Kroeber-Riel, Konsumentenverhalten 
(3. Aufl. 1984) 68J.-'748. 
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Die erste Auflage des vorliegenden Buches hat nicht nur im Inland, 
sondern auch im Ausland Interesse und Anerkennung gefunden. Das 
Buch ist in vielen Staaten rezensiert worden1 und wird derzeit ins Japa­
nische übersetzt. Die Arbeit hat zu Kontakten mit zahlreichen Institutio­
nen und Personen im Inland und Ausland geführt, die sich für Fragen 
des Verbraucherschutzes interessieren. Sie hatte u. a. zur Folge, daß die 
EG-Kommission mich mit einem Gutachten über den „Schutz des Ver­
brauchers vor unlauteren Allgemeinen Geschäftsbedingungen in den 
EG-Staaten" beauftragt hat2, daß ich für die internationalen Verbrau­
cherschutztagungen, welche die Europäische Gemeinschaft 1975 (in 
Montpellier) und 1977 (in Brüssel) veranstaltet hat, jeweils mit einem 
rechtsvergleichenden Generalreferat betraut worden bin3 und daß in 
mehreren Ländern - meistens im Anschluß an dort gehaltene Vorträge -
Aufsätze von mir zu Fragen des Verbraucherschutzes publiziert worden 
sind. 

1 Vgl. für Deutschland: Reich, NJW 1975, 865 und Schricker, RabelsZ 1977, 402ff.; 
Österreich: M. Streissler, Kyklos 1975, 717f.; Schweiz: Gysin, SZS 1976, 61 ff.; Niederlan­
de : Hondius, Ned. Jbl. 1975, 600f.; Italien: Riv. Societa 1975, 1 f.; Spanien: Briz , Rev. 
Der. Priv. 1975, 988f.; Schweden : Bernitz, SvJT 1976, 55; Polen: Li:towska, PiP 1977, 
229ff.; USA: Riesenfeld, Am. J . Comp. L. 26 (1978) 366. 

2 Siehe von Hippe!, Der Schutz des Verbrauchers vor unlauteren Allgemeinen Ge­
schäftsbedingungen in den EG-Staaten, Bestandsaufnahme und Überlegungen zur 
Rechtsangleichung, RabelsZ 41 (1977) 237-280. 

J Die Tagung 1975 in Montpellier behandelte die „Gerichtlichen und außergerichtli­
chen Möglichkeiten des Verbraucherschutzes" (vgl. Bericht, JZ 1976, 218 f.); mein Refe­
rat über „Gerichtliche und außergerichtliche Möglichkeiten des Verbraucherschutzes in 
rechtsvergleichender Sicht" - das weithin identisch ist mit § 6 des vorliegenden Buches -
findet sich in Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Die gerichtlichen und außer­
gerichtlichen Möglichkeiten des Verbraucherschutzes (1976) 263-274 . - Die Tagung 1977 
in Brüssel behandelte das Thema „Verbraucherinformation"; mein Referat über „Ver­
braucherschutz durch Information? Möglichkeiten und Grenzen" ist abgedruckt in der 
Zeitschrift für Rechtsvergleichung 1978, 110-115. 
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Nach den bisherigen Erfahrungen hat sich die Konzeption des Buches 
bewährt. Aufbau und Gliederung sind deshalb unverändert geblieben. 
Die rasche Entwicklung des Verbraucherschutzes, der inzwischen nicht 
nur in Deutschland, sondern auch in anderen Staaten und auf übernatio­
naler Ebene in vielen Punkten verbessert worden ist, machte im übrigen 
aber eine vollständige Neubearbeitung des Buches erforderlich. Da­
durch ergab sich zugleich die willkommene Gelegenheit, manche 
Aspekte einzuarbeiten, die bisher gar nicht oder zu wenig berücksichtigt 
worden waren. So ist z. B. der Abschnitt über den „Schutz des Ver­
brauchers vor überhöhten Preisen" (§ 5) wesentlich erweitert worden. 
Auch die im Anhang abgedruckten Dokumente zum Verbraucherschutz 
sind teilweise durch neuere Dokumente ersetzt oder ergänzt worden. 

Neu angefügt wurden dem Buch einige „praktische Hinweise" 
(S. 275 ff.), die für den Verbraucher hoffentlich von Nutzen sind. Ver­
zichtet habe ich hingegen - um Raum und Kosten zu sparen - auf das 
Literaturverzeichnis, das infolge der ständig anschwellenden Flut von 
Publikationen zum Verbraucherschutz sehr viel mehr Platz beansprucht 
hätte als in der Vorauflage, in der es immerhin bereits 16 Seiten um­
faßte . 

Danken möchte ich wiederum allen Kollegen am Max-Planck-Insti­
tut für ausländisches und internationales Privatrecht (insbesondere 
Herrn Referendar L. Linder) und allen Personen im In- und Ausland, 
die meine Arbeit durch Hinweise gefördert haben, den Mitarbeitern der 
Bibliothek, die mir bei der Beschaffung benötigter Literatur behilflich 
gewesen sind, und den Sekretärinnen des Instituts (insbesondere Frau 
Alambwa), die das Manuskript betreut haben. 

Hamburg, im Dezember 1978 Eike von Hippe/ 



Vorwort zur ersten Auflage 

Neben dem Umweltschutz gehört der Verbraucherschutz heute zu 
den international aktuellsten rechtspolitischen Themen unserer Zeit. 
Gleichwohl fehlt es wegen der Komplexität des Themas bisher an einer 
Gesamtdarstellung. Die vorliegende Arbeit ist ein erster Versuch, hier 
im Rahmen des Möglichen Abhilfe zu schaffen: unter Weiterführung 
früherer Studien 1 sucht sie die vielfältigen Aspekte und Probleme des 
Verbraucherschutzes in ein System zu bringen, wenigstens die Haupt­
punkte des Problemkreises näher zu beleuchten und aufgrund einer 
möglichst umfassenden Betrachtungsweise, die alle Rechtsaspekte (Pri­
vatrecht, Strafrecht, Öffentliches Recht, materielles Recht, Verfahrens­
recht) berücksichtigt und darüber hinaus auch empirische Daten und 
ausländische Erfahrungen einbezieht. Anregungen für Verbesserungen 
des Verbraucherschutzes zu geben. 

Die Fülle der Fragen, die Vielfalt der Rechtsordnungen und der 
Reichtum an einschlägigem Material haben mich vor manchmal fast 
unlösbare Auswahlprobleme gestellt. Ich habe mich bemüht, die jeweils 
wichtigsten Fragen, Rechtsordnungen und Materialien zu berücksichti­
gen. freilich sind allen solchen Bemühungen eines einzelnen zwangsläu­
fig Grenzen gesetzt. Doch hoffe ich, daß es mit Hilfe von Hinweisen, 
Ergänzungen und Anregungen aus dem Kreise der Leser möglich sein 
wird, das einstweilen Erreichte künftig weiter auszubauen. 

Zum Gedankengang und Aufbau des Buches ist folgendes zu bemer­
ken: Ein erster Al/gemeiner Teil behandelt Fragen, die für den Verbrau­
cher von genereller Bedeutung sind. Der anschließende Besondere Teil 
untersucht dann den Verbraucherschutz für bestimmte Vertragstypen. 
Am Ende jedes Paragraphen wird „Bilanz" gezogen, so daß auch der 

1 Vgl. Eike von Hippe/, Grundfragen des Verbraucherschutzes, fz 1972, 417 ff.; ders., 
Kontrolle der Werbung? ZRP 1973, 177ff.; ders., Besserer Schutz des Verbrauchers vor 
unlauteren Geschäftsbedingungen?, BB 1973, 993 ff.; ders., Besserer Rechtsschutz des 
Verbrauchers?, RabelsZ 1973, 268 ff. 
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eilige Leser sich rasch über die Ergebnisse der Arbeit zu den ihn jeweils 
interessierenden Punkten informieren kann. Endlich unternimmt ein 
Schlußwort den Versuch einer kritischen Gesamtwürdigung. 

Im Anhang sind einige Dokumente zum Verbraucherschutz abge­
druckt, die mir besonders bedeutsam erschienen und die Interessenten 
ein unmittelbares Quellenstudium ermöglichen. 

Ebenso wie seinerzeit meine rechtsvergleichende Untersuchung über 
„Schadensausgleich bei Verkehrsunfällen, Haftungsersetzung durch 
Versicherungsschutz" (1968) ist auch die vorliegende Arbeit im Rahmen 
meiner Tätigkeit am Max-Planck-Institut für ausländisches und interna­
tionales Privatrecht (Hamburg) erwachsen. Auch dieses Mal habe ich 
meinen Kollegen am Institut für wertvolle Hinweise zu danken. Außer­
dem bin ich zahlreichen weiteren Personen für Auskünfte und Informa­
tionen zu Dank verpflichtet, so insbesondere Herrn L. Krämer und 
Herrn Leon Klein (Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
Dienststelle für Umweltfragen und Verbraucherschutz, Brüssel), Herrn 
Dr. H. Golsong (Direktor der Rechtsabteilung des Europarates, Straß­
burg), Frau Dr. A. Zisler (OECD, Paris), Herrn Ministerialrat Kling­
sporn (Bundesjustizministerium), Herrn Professor Dr. E. Günther (Prä­
sident des Bundeskartellamts), Herrn Regierungsdirektor H. Mayer 
(Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen), Herrn Dr. Rieger (Präsident 
des Bundesaufsichtsamts für das Versicherungswesen), Herrn Dr. Eber­
stein (Chefsyndikus des Bundesverbandes der Deutschen Industrie), 
Herrn Dr. H. Markmann (Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches In­
stitut des Deutschen Gewerkschaftsbundes), Frau Dr. G. Erkelenz (Ar­
beitsgemeinschaft der Verbraucher, Bonn), Frau Eva Heider (Verbrau­
cherzentrale Hamburg), Herrn Dr. H.-D. Lösenbeck (Stiftung Waren­
test, Berlin), Herrn Hans Günter Haagmann (Direktor der Staatlichen 
Zentralstelle für Fernunterricht, Köln), Herrn Assesor Ingo Heinemann 
(stellvertretender Vorsitzender der Aktion Bildungsinformation e. V., 
Stuttgart), Herrn Rechtsanwalt S. Mehnle (ADAC, Juristische Zentrale 
München) und Herrn Goldenbaum (Schlichtungsstelle für das Kraft­
fahrzeughandwerk, Hamburg). 

Nicht zuletzt möchte ich Frau Evert danken, die das Manuskript in 
Maschinenschrift übertragen hat, sowie allen Mitarbeitern der Biblio­
thek, die mir bei der Beschaffung benötigter Literatur behilflich gewe­
sen sind. 

Hamburg, im Juli 1974 Eike von Hippe/ 
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1. Allgemeiner Teil 





§ 1 Grundfragen des Verbraucherschutzes 

/. Problemstellung und Ausgangslage 

Der „Verbraucherschutz", genauer: der Schutz des privaten Endver­
brauchers•, gehört zu den international aktuellsten rechtspolitischen 
Themen und Forderungen unserer Zeit. 

1. Die Gründe hierfür sind nicht schwer zu entdecken: Der Konsum 
gewinnt in der modernen Gesellschaft immer größere Bedeutung - man 
spricht geradezu von „Konsumgesellschaft" -, denn mit steigendem 
Wohlstand wächst die Kreditfähigkeit und die Nachfrage breiter Schich­
ten nach Waren und Dienstleistungen2• Zugleich hat sich die Stellung 
der Verbraucher eher verschlechtert als verbessert: Während die Ver­
braucher in der marktwirtschaftlichen Ordnung als Nachfrager gleich 
stark sein sollten wie die Anbieter (Hersteller und Händler), sind sie den 
Anbietern heute in Wirklichkeit meistens weit unterlegen. Die schwa­
che Position der Verbraucher hat mehrere Ursachen. Einmal wächst die 
Marktmacht der Anbieter durch die zunehmende Unternehmenskon­
zentration und durch wettbewerbsbeschränkende Vereinbarungen oder 

1 Unter „Verbraucher" wird im folgenden eine Person verstanden, der Waren oder 
Dienstleistungen zur privaten Verwendung geliefert werden. Diese Abgrenzung ent­
spricht dem internationalen Sprachgebrauch. So definiert die Consumer Protection Char­
ter des Europarats vom 17. 5. 1973 (abgedruckt unten S. 447)den Verbraucher als „a physi­
cal or legal person to whom goods are supplied and services provided for private use". 
Dieselbe Abgrenzung findet sich auch in Art. 13 des EG-Gerichtsstandsübereinkommens 
vom 17. 9. 1968 (BGBI. 1972 II, S.774), in Art.5 des EG-Übereinkommens über das auf 
vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Abi. EG Nr. L 266 vom 
9. 10. 1980), in Art. 2 des UN-Kaufrechtsabkommens (vgl. Schlechtriem, Einheitliches 
UN-Kaufrecht, 1981, S.313) und in den Richtlinienentwürfen der EG-Kommission zu 
Haustürgeschäften und zum Verbraucherkredit. - Vgl. auch Schneider, Der Begriff des 
Verbrauchers im Recht, BB 1974, 764 ff.; Bernitz, On the Consumer Concept and Consuc 
mer Protection Priorities, ZVP 1978, 214 ff.; Alfred Wolf, Die Überarbeitung des Schuld­
rechts, AcP 182 (1982) 80 (98 f.); Reich! Micklitz, Verbraucherschutzrecht in der Bundesre­
publik Deutschland (1980) 14 f. 

2 Vgl. Meyer-Dohm, Sozialökonomische Aspekte der Konsumfreiheit (1965). 
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Verhaltensweisen3• Zum anderen ist die Orientierung der Verbraucher 
immer schwieriger geworden: Das - zunehmend internationale -Ange­
bot an Waren und Dienstleistungen läßt sich häufig nicht mehr über­
schauen; die Verbraucher sind heute meistens nicht in der Lage, die 
zahlreichen Angebote bezüglich Qualität, Preis und sonstiger Konditio­
nen zu vergleichen; wegen der wachsenden Verbreitung neuer Werk­
stoffe und Fertigungsmethoden reichen ihre Kenntnisse oft nicht einmal 
aus, um auch nur die Zusammensetzung und Herstellungsart eines be­
stimmten Einzelprodukts sowie etwaige damit verbundene Gefahren 
für ihre Sicherheit oder Gesundheit zu beurteilen; die Beratung des Kun­
den durch den Handel ist infolge neuer Vertriebsformen (Selbstbedie­
nungsläden, Einkaufszentralen, Versandhäuser) zurückgegangen; eine 
intensive Werbung ist mehr auf suggestive Beeinflussung der Verbrau­
cher bedacht als auf sachliche Aufklärung; und es haben sich neue, oft 
höchst fragwürdige Verkaufs- und Werbemethoden entwickelt. 
Schließlich sind die Verbraucher den Anbietern nicht zuletzt auch des­
halb unterlegen, weil sie weniger versiert und weniger gut organisiert 
sind4• 

Die Unterlegenheit der Verbraucher wird dadurch bestätigt, daß der 
einzelne Konsument es oft schwer hat, ihm zustehende Ansprüche im 
konkreten Fall durchzusetzen, zumal die Anbieter die üblichen Allge­
meinen Geschäftsbedingungen regelmäßig einseitig zu ihren Gunsten 
ausgestalten. Es überrascht deshalb nicht, daß empirische Untersuchun­
gen bei vielen Verbrauchern ein beträchtliches Maß an Unzufriedenheit 
registriert haben5• 

3 Vgl. Nawrocki, Komplott der ehrbaren Konzerne (1973); Arndt, Wirtschaftliche 
Macht (1974); Gotthold, Macht und Wettbewerb (1975); Monopolkommission, Erstes 
Hauptgutachten, Mehr Wettbewerb ist möglich (1976); Zweites Hauptgutachten, Fort­
schreitende Konzentration bei Großunternehmen (1978). - Speziell zu den neuerdings 
vieldiskutierten „multinationalen Unternehmen": Großfeld, Praxis des Internationalen 
Privat- und Wirtschaftsrechts, Rechtsprobleme multinationaler Unternehmen (1975); von 
Hippe!, Grundfragen der Weltwirtschaftsordnung (1980) 26ff.; Steeg, ZGR 1985, 1 ff. 

4 Vgl. Wiswede, Soziologie des Verbraucherverhaltens (1972);]eschke, Konsumenten­
souveränität in der Marktwirtschaft - Idee, Kritik, Realität (1975); Kroeber-Riel, Konsu­
mentenverhalten (3.Aufl. 1984); Röper, Grenzen der Selbstbestimmung und -verantwor­
tung des Bürgers in einer freiheitlichen Wirtschaftsordnung - Konsumentensouveränität 
und Fremdbestimmung, in: Festschrift Sölter (1982) 41 ff.; H ansen!Stauss/ Riemer (Hrsg.), 
Marketing und Verbraucherpolitik (1982); Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher (Hrsg.), 
Verbraucherpolitik und Verbraucher (1984). 

5 Siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Der europäische Verbraucher 
(1976); Bericht, VD 1976, 210 f.; Barksdale u. a., Changes in Consumer Attitudes Toward 
Marketing, Consumerism and Government Regulation : 1971-1975, JCA 1976, 117ff. 
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Besonders prekär 'ist die Lage sozial schwacher Verbraucher, die - wie empi­
rische Untersuchungen ergeben haben - infolge ihrer besonderen Hilflosigkeit 
leichter als andere Gruppen übervorteilt werden6• Die soziale Bedeutung dieses 
Problems wird u. a. dadurch dokumentiert, daß nach den Recherchen einer 
amtlichen amerikanischen Untersuchungskommission die Unruhen in zahlrei­
chen amerikanischen Städten während der sechziger Jahre nicht zuletzt durch die 
Erbitterung sozial schwacher Verbraucher über mangelhafte Warenqualität, ho­
he Preise, mangelnden Zugang zu den üblichen Kreditquellen und mangelnde 
Kenntnis ihrer Rechtsbehelfe im Beschwerdefall bedingt waren7• 

2. Die aus dieser Lage resultierende Forderung nach einem besseren 
Verbraucherschutz hat international zunehmend Verständnis und Be­
achtung gefunden. 

In Großbritannien wurde bereits 1959 eine amtliche Kommission un­
ter dem Vorsitz des Juristen Molony berufen, um zu prüfen, ob und 
gegebenenfalls welche Reformen wünschenswert seien, um den Schutz 
des Verbrauchers zu verbessern. Im Jahre 1962 legte diese Kommission 
einen - allerdings auf den Warenkauf beschränkten ..,., Bericht („Molony 
Report") vor, in dem zahlreiche Reformvorschläge gemacht wurden8• 

Besonders interessant sind zwei Vorschläge allgemeiner Art: die Schaf­
fung einer zentralen Institution zum Schutz der Verbraucher9 und die 
Einrichtung eines örtlichen Verbraucherberatungsdienstes 10• Beide Vor­
schläge sind in Großbritannien inzwischen verwirklicht worden: 1972 
wurde ein Minister für Verbraucherschutz berufen, 1973 durch den Fair 
Trading Act das Amt eines „Director General of Fair Trading" geschaf­
fen , der sowohl für die Durchsetzung kartellrechtlicher Vorschriften 
sorgen soll als auch für den Schutz der Verbraucher vor unlauteren 
Geschäftsmethoden 11 • Daneben ist mit dem Aufbau eines Netzes lokaler 

6 Vgl. Caplovitz , The Poor Pay More: Consumer Practices of Low Income Families 
(1963) ; ders., Consumers in Trouble : A Study of Debtors in Default (1974) ; Williams 
(Hrsg.), Why the Poor Pay More (19~). bespr. von Schert, ZVP 1979, 183 ; Scher/, Die 
Armen zahlen mehr - ein vernachlässigtes Problem der Verbraucherpolitik in der Bundes­
republik Deutschland?, ZVP 1978, !!Off.; Wimmer, Mangelnde Einkaufseffizienz ein­
kommensschwacher Verbraucher - eine empirische Überprüfung und inhaltliche Erweite­
rung der These „die Armen zahlen mehr" für die BRD, ZVP 1981, 64 ff. 

7 Vgl. Feldman, Consumer Protection (2d ed. 1980) 201 ff. 
8 Vgl. Final Report of ehe Commitee on Consumer Protection, 1962 (im folgenden 

zitiert „Molony Report" ). 
9 Vgl. Molony Report, S. 269 ff., 278 ff. 
10 Vgl. Molony Report, S. 160ff. 
11 Siehe im einzelnen Borrie/Diamond, The Consumer, Society and ehe Law (4th ed . 

1981) 152ff. ; Borrie, The Development of Consumer Law and Policy (1984) ; Cranston, 
Consumers and ehe Law (2d ed. 1984) 335ff. ; Whincup, Consumer Legislation in ehe 
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Verbraucherberatungsstellen begonnen worden, die mit dem neuen 
„Director General of Fair Trading" kooperieren sollen12• Unter den 
sonstigen englischen Maßnahmen zum Schutze der Verbraucher sind 
insbesondere der Schutz des Verbrauchers vor der Zusendung unbestell­
ter Waren13, der Schutz des Käufers vor unlauteren Geschäftsbedingun­
gen'\ der Schutz des Kreditnehmers15 und die Einführung eines hand­
licheren Verfahrens zur Durchsetzung von Verbraucheransprüchen zu 
erwähnen16• 

In den Vereinigen Staaten erließ Präsident John F. Kennedy am 
15.März 1962 seine berühmte Verbraucherbotschaft, in der er bestimm­
te Grundrechte des Verbrauchers (das Recht auf Sicherheit, auf Informa­
tion, auf Auswahl und auf Anhörung) proklamierte, ein Programm 
zum Schutze der Verbraucher skizzierte und die Schaffung eines Ver­
braucherbeirats anordnete 17• Auch Präsident Johnson forderte wieder­
holt einen besseren Schutz der Verbraucher18 und berief einen Sonderbe­
rater für Verbraucherfragen19• Präsident Nixon befürwortete 1971 eine 
„Buyer's Bill of Rights" und suchte den Verbraucherschutz durch die 
Schaffung mehrerer neuer Institutionen (Office of Consumer Affairs, 
National Business Council for Consumer Affairs, National Institute of 
Consumer Justice, Product Information Co-ordinating Centre) zu ver-

United Kingdom and the Republic of Ireland (1980); Cornish, Unlauterer Wettbewerb 
und Verbraucherschutz in England, GRUR lnt. 1973, 679 (683 ff.); Meinhardt, Der engli­
sche Fair Trading Act von 1973, AWD 1973, 225ff.; Lawson, Consumer Protection and 
the Office of Fair Trading, New L.J. 1978, 376 ff.; Annual Reports of the Director General 
of Fair Trading. 

12 Vgl. Survey of Current Affairs 1973, 451 (452) sowie 1975, 359 (360); Cranston 
(oben N . 11) 85f. . 

13 Aufgrund des Unsolicited Goods and Services Act (1971) wird der Empfänger 
unbestellter Ware nach Ablauf bestimmter Fristen Eigentümer, falls die Ware nicht zuvor 
vom Versender abgeholt wird; vgl. Cranston (oben N. 11) 346 f. 

14 Siehe unten § 7. 
is Siehe unten S. 195 mit N. 10. 
16 Siehe unten S. 170 f. 
17 Siehe Special Message to the Congress on Protecting the Consumer lnterest vom 

15.3.1962 (abgedruckt unten S. 281). Aus der umfangreichen amerikanischen Literatur 
zum Verbraucherschutz siehe insbesondere Magnuson/Carper, The Dark Side of the Mar­
ketplace (rev. ed. 1972); Katz (Hrsg.), Protecting the Consumer lnterest (1976); Aakerl 
Day (ed.), Consumerism (3d ed. 1978); Feldman, Consumer Protection (2d ed. 1980), 
bespr. von Mitchell, ZVP 1981 , 277; Rothschild!Carroll, Consumer Protection Reporting 
Service (Loseblattausgabe). Hinzuweisen ist auch auf das seit 1966 erscheinende „Journal 
of Consumer Affairs". 

18 Siehe insbesondere Special Message to the Congress „To Protect the American 
Consumer" vom 16.2.1967. 

19 Vgl. Rothschild!Carroll (oben N. 17) § 10.02. 
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bessern20• Präsident Ford forderte die Verwaltung auf, die Interessen des 
Verbrauchers stärker zu berücksichtigen21 , und Präsident Carter gab 
mit der Bewilligung von 15 Millionen Dollar im Frühjahr 1977 grünes 
Licht für die Schaffung einer zentralen „Agency for Consumer Advoca­
cy", die infolge des Widerstandes der Wirtschaftslobby allerdings nicht 
realisiert werden konnte22• - Inzwischen sind in den Vereinigten Staaten 
sowohl vom Bund als auch von den meisten Einzelstaaten zahlreiche 
Gesetze zum Schutze des Verbrauchers erlassen worden23 • 

Diese Erfolge sind nicht zuletzt dem Engagement des militanten Ver­
braucheranwalts Ralph Nader zu verdanken, dessen Publikationen (ins­
besondere der Bestseller „ U nsafe at Any Speed", 1965) neben den Ar­
beiten von Packard24 und Galbraith25 entscheidend zur Bildung der öf­
fentlichen Meinung beigetragen haben und der in den Vereinigten Staa­
ten zu einem Volkshelden geworden ist26• Zwar hat die Verbraucherbe­
wegung in den USA seit Ende der siebziger Jahre an Schwung verloren, 
aber es läßt sich absehen, daß es hierbei nicht auf Dauer bleiben wird27• 

20 Zu Struktur und Funktion dieser Institutionen siehe OECD, Consumer Policy in 
Member Countries, 1972 (abgedruckt unten S.414ff.) Nr.68; Rothschild/Carroll (oben 
N. 17) § 10.02. 

21 Vgl. VD 1976, 192. 
22 Ein von der Regierung eingebrachter Gesetzentwurf wurde zwar vom Senat unter­

stützt, jedoch vom Repräsentantenhaus am 9.2.1978 abgelehnt (VD 1977, 287f.). Frühere 
Gesetzentwürfe waren zuvor in ähnlicher Weise gescheitert; vgl. Feldman (oben N.17) 
235 ff.; Vogel/Nadel, in: Katz (oben N. 17) 7 (9 ff.). 

23 Siehe im einzelnen Feldman (oben N. 17) 243 ff. Einen fortlaufenden Überblick über 
die Entwicklung gibt die Loseblattausgabe von Rothschild!Carroll, Consumer Protection 
Reporting Service. - Von den Bundesgesetzen sind besonders zu nennen der National 
Traffic and Motor Vehicle Safety Act (1966), der Fair Packaging and Labeling Act (1966), 
der Wholesale Meat Act (1967), der Consumer Credit Protection Act (1968), der Consu­
mer Product Safety Act (1972) und der Magnuson-Moss Warranty/Federal Trade Com­
mission Improvement Act (1975). 

24 Packard, The Hidden Persuaders (1957; deutsch: Die geheimen Verführer, 1958); 
ders., The Waste Makers (1961; deutsch: Die große Verschwendung, 1966). 

25 Galbraith, The Affluent Society (1958; deutsch: Gesellschaft im Überfluß, 1959); 
ders., The New Industrial State (1967; deutsch: Die moderne Industriegesellschaft, 1968); 
ders., Economics and the Public Purpose (1973), besprochen von Wasserstein, Harv. 
L.Rev. 87 (1974) 908 ff. 

26 Nach einer Gallup-Umfrage aus dem Jahre 1973 stand Nader auf der Liste des „am 
meisten bewunderten Mannes" in den USA an 7. Stelle - Zur Würdigung der Person und 
des Wirkens von Ralph Nader siehe Schuck, The Nader Chronicles, Texas L.Rev. 50 
(1972) 1455ff.; Hermann/Warland, Nader's Support: lts Sources and Concerns, JCA 10 
(1976) 1 ff.; Rothschild!Carroll (oben N. 17) § 28.04; vgl. auch Nader!Green/Seligman, 
Taming the Giant Corporation (1976), bespr. von Oldham, So. Calif. L.Rev. 51 (1978) 
335 ff. 

27 Vgl. Pertschuk, Revolt Against Regulation: The Rise and Pause of the Consumer 
Movement (1982), bespr. in Mich.L.Rev. 82 (1984) 1057ff. - Anzumerken ist, daß es 
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In Japan wurde am 30. 5. 1968 ein „Grundgesetz über Verbraucher­
schutz" erlassen, dessen erklärtes Ziel es ist, „zu Schutz und Förderung 
des Nutzens der Verbraucher die von Staat und Gebietskörperschaften 
sowie den Unternehmern auszuführenden Pflichten und die von den 
Verbrauchern zu übernehmende Rolle klarzustellen, Grundprinzipien 
für Maßnahmen zu Schutz und Förderung des Nutzens der Verbraucher 
zu bestimmen, eine entsprechende Politik umfassend zu fördern und so 
den Schutz des japanischen Verbrauchers zu sichern und zu verbes­
sern"28. Welch hohen Rang man der Verbraucherpolitik in Japan ein­
räumt, wird dadurch unterstrichen, daß 1968 die „Verbraucherschutz­
konferenz" geschaffen worden ist, die vom Premierminister geleitet 
wird und der die Leiter verschiedener Ministerien und Behörden (dar­
unter auch der Präsident der Fair Trade Commission) angehören. Die 
Konferenz ist für die Planung und Durchführung von Maßnahmen zum 
Schutze des Verbrauchers verantwortlich. 1971 wurde in Japan eine 
zentrale Informationsstelle für Verbraucher geschaffen. Daneben bemü­
hen sich auf lokaler Ebene zahlreiche Verbraucherschutzstellen um die 
Aufklärung und Beratung der Verbraucher sowie um ihre Unterstüt­
zung in Beschwerdefällen. 

Auch in Schweden hat die Verbraucherschutzbewegung große Erfol­
ge erzielt29. Dort sind seit 1964 eine ganze Reihe umfassender staatlicher 

falsch wäre, einen Abbau staatlicher Regulierung, wie er in den USA nun in vielen 
Bereichen angestrebt wird, stets als eine Verschlechterung des Verbraucherschutzes zu 
deuten; in manchen Fällen kann sich eine „Deregulation" nämlich (durch eine Stimulie­
rung des Wettbewerbs) durchaus zugunsten der Verbraucher auswirken, so z.B. der 
Abbau staatlicher Preisvorschriften im Flugverkehr; vgl. Hoffmann-Riem, Die Reform 
staatlicher Regulierung in den USA, Der Staat 23 (1984) 17ff.; Sichelschmidt, Wettbewerb 
statt staatlicher Regulierung - Wege zu einem besseren Luftverkehrssystem in Europa 
(1984). 

28 Das japanische „Grundgesetz über Verbraucherschutz" ist im Anhang dieses Bu­
ches (unten S. 291 ff.) abgedruckt. Zum Verbraucherschutz in Japan vgl. im übrigen 
OECD (oben N. 20) Nr. 81-82; Vaubel, Neue Verbraucherschutz-Gesetzgebung in Japan, 
AWD 1973, 559; Kitagawa/Rehbinder (Hrsg.), Gegenwartsprobleme des Verbraucher­
schutzes, Berichte über Erfahrungen in Japan und in Deutschland (1978); Pioch, Verbrau­
cherschutz in Japan (1980). 

29 Siehe Korkisch, Verbraucherschutz in Schweden, RabelsZ 37 (1973) 755 ff. ; Neu­
meyer, Der schwedische Verbraucherombudsmann und die schwedische Verbraucher­
schutzgesetzgebung in den letzten Jahren, GRUR lnt. 1973, 686 ff.; Bernitz, Schwedisches 
Verbraucherschutzrecht, RabelsZ 40 (1976) 593 ff. (mit weiteren Nachweisen); Stuyck, 
Recente Ontwikkelingen in Zweedse Consumentenrecht, Tijdschrift voor Privaatrecht 
1977, 397ff.; Kur, Neuere Entwicklungen im Verbraucherschutzrecht der skandinavi­
schen Länder, GRUR lnt. 1979, 510ff.; Hellner, Rechtsreform durch Gesetzgebung im 
Bereich des Verbraucherschutzes, in : Festschrift Zweigert (1981) 827ff.; Konsumpolitiska 
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Untersuchungen durchgeführt worden, die zahlreiche Maßnahmen zum 
Schutz der Verbraucher zur Folge hatten. So gibt es in Schweden seit 
dem 1. 1. 1971 einen staatlichen Verbraucher-Ombudsman, der gegen 
unlautere Vertriebsmethoden und unlautere Geschäftsbedingungen so­
wie (seit dem 1. 7. 1976) auch gegen gefährliche oder untaugliche Pro­
dukte einschreiten kann. Seit 1976 ist der Verbraucher-Ombudsman 
zugleich Präsident des Verbraucheramts („Konsumentverket"), einer 
1973 geschaffenen Zentralbehörde für Verbraucherschutz. Grundlage 
für die Tätigkeit des Verbraucher-Ombudsman sind zwei neue Gesetze: 
das Gesetz gegen unlautere Vertriebsmethoden und das Gesetz gegen 
unlautere Vertragsbedingungen. Bei Verstößen gegen diese Gesetze 
kann der Ombudsman einen „Marktgerichtshof" anrufen30, der aus 
Vertretern des Staates, der Unternehmer und der Verbraucher besteht 
und der die vom Ombudsman beanstandeten Produkte, Vertriebsme­
thoden oder Geschäftsbedingungen verbieten kann. In Fällen von ge­
ringerer Bedeutung kann der Ombudsman auch selbst Verbotsverfü­
gungen erlassen. - Unter den sonstigen schwedischen Gesetzen zum 
Schutze der Verbraucher sind insbesondere das Lebensmittelgesetz 
(1971 ), das Haustürverkaufsgesetz (1971 ), das Reisegarantiegesetz 
(1972), das Konsumentenkaufgesetz (1973), das Gesetz zur Vereinfa­
chung des Verfahrens bei geringem Streitwert (1974), das Konsumen­
tenkreditgesetz (1977) und das Konsumentenversicherungsgesetz ·(1980) 
zu erwähnen. Weitere Gesetze zum Schutze der Verbraucher werden 
vorbereitet, so ein Gesetz über Konsumentendienstleistungen31 • 

Die anderen skandinavischen Staaten (Norwegen, Dänemark, Finn­
land) sind dem schwedischen Beispiel inzwischen weitgehend gefolgt32 • 

In der Bundesrepublik Deutschland hat die Bundesregierung am 
18.10.1971 einen Ersten „Bericht zur Verbraucherpolitik" vorgelegt, 
der eine öffentliche Diskussion der behandelten Fragen in Gang bringen 

styrmedel - utverdering och förslag, SOU 1983: 40 (mit „Summary" in englischer Spra­
che, S. 345-354 ). 

30 Ein subsidiäres Anrufungsrecht haben die Verbände der Unternehmer, der Verbrau­
cher und der Arbeitnehmer, sowie einzelne durch den Gesetzesverstoß beeinträchtigte 
Unternehmer. 

31 Siehe Bernitz, Services and Consumer Protection - The Proposed Swedish Consu­
mer Services Act, ZVP 1980, 44 ff. 

lZ Vgl. Bernitz (oben N. 29) 611 ff.; Kur (oben N . 29); speziell für Norwegen: Bericht, 
Consumer Protection, lnt. Comp. L.Q. 22 (1973) 175 ff.; für Dänemark: Krüger-Ander­
sen, Unlauterer Wettbewerb und Verbraucherschutz in Dänemark, GRUR lnt. 1976, 
322 ff.; Dahl, Consumer Legislation in Denmark (1981 ); für Finnland, Lancin, La protec­
tion du consommateur en Finlande, Rev.int.dr.comp. 32 (1980) 373 ff. 
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sollte33 • Die Bundesregierung stellte in dem Bericht fest, die Marktstel­
lung des Verbrauchers müsse durch staatliche Maßnahmen verbessert 
werden, und gab einen Überblick über Zielsetzungen der Verbraucher­
politik und vorgesehene verbraucherpolitische Maßnahmen. In einem 
Zweiten Bericht zur Verbraucherpolitik vom 20. 10. 1975 hat die Bun­
desregierung ihr verbraucherpolitisches Programm fortgeschrieben34• 

Inzwischen sind zahlreiche Gesetze zum Schutze des Verbrauchers erlas­
sen worden35, so insbesondere das sog. „Maklergesetz" (1972)36, die 
Verordnung über Preisangaben (1973)37, die zweite Novelle zum Ab­
zahlungsgesetz (1974)38, die Gerichtsstandsnovelle (1974)39, das Gesetz 
zur Gesamtreform des Lebensmittelrechts (1974)40, das Gesetz zur 
Neuordnung des Arzneimittelrechts (1976)41 , das Gesetz zur Regelung 
des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedingungen (1976 )42 , das Gesetz 
zum Schutz der Teilnehmer am Fernunterricht (1976)43 , das Reisever­
tragsgesetz (1979)44 und mehrere Novellen zum Kartellgesetz (zuletzt 
1980)45• Weitere Reformen werden insbesondere diskutiert für das 
Recht des unlauteren Wettbewerbs46, das Maklerrecht47 und das Recht 

n Vgl. „Bericht zur Verbraucherpolitik" vom 18. 10. 1971, BT-Drucks. 6/2724. 
H Zweiter Bericht der Bundesregierung zur Verbraucherpolitik, BT-Drucks. 7/4181 

vom 20.10.1975 (abgedruckt unten S.295ff.). Vgl. auch die Rede des damaligen Bundes­
justizministers Vogel, Verbraucherschutz als Aufgabe der Rechtspolitik, Recht (Informa­
tionen des Bundesministers der Justiz) 1977, 104ff.; ders., Ausbau des Verbraucherschut­
zes - Bilanz und Ausblick, ebd. 1978, 105 ff. 

35 Siehe Rambow, Verbraucherschutz in der 7. Legislaturperiode (1972-76) der Bun­
desrepublik Deutschland, ZVP 1977, 151 ff. 

36 BGBI. 1 1465. Vgl. auch Bender, Neue Entwicklungen im Gewerberecht, NJW 
1975, 2052 ff. 

37 Siehe Bender, Die Verordnung über Preisangaben, WRP 1973, 310 ff. - Inzwischen 
ist die Verordnung neu gefaßt worden: siehe Boest, Die neue Preisangabenverordnung, 
NJW 1985, 1140 ff.; Zirpe!, Zur Neuregelung des Rechts der Preisangaben, Betrieb 1985, 
1008 ff. 38 Vgl. Giese, BB 1974, 722 ff. 

39 Vgl. unten S. 157 mit N . 12. 40 Vgl. unten S. 67. 
41 Vgl. unten S. 74. 42 Siehe unten S. 124. 
0 Siehe unten S. 250. 44 Siehe unten S. 256. 
45 Siehe Möschel, Recht der Wettbewerbsbeschränkungen (1983) 24f.; Immenga, 

Schwerpunkte der Vierten Novelle zum Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, 
NJW 1980, 1417 ff.; Bunte, JZ 1985, 725 ff., 771 ff. 

46 Siehe unten S. 112 ff. 
47 Siehe Schwerdtner, Maklerrecht, in: HdVR (1976ff.) Kap. 120; ders., Maklerrecht 

(2. Aufl. 1979), bespr. von Löwe, NJW 1980, 2515; ders., Neuere höchstrichterliche 
Rechtsprechung zum Maklerrecht, JZ 1983, 777ff. (mit Nachweisen zur Reformdiskus­
sion in Fußn. 2); Tonner, Verbraucherschutz im Recht des Immobilienmaklers (1981), von 
mir bespr. in RabelsZ 1982, 833f.; ders., Die Reform des Maklervenragsrechts, BB 1984, 
241 ff. - Inzwischen hat Bundesjustizminister Engelhard eine Reform des gesamten Ma-
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- bei Haustürgeschäften 191 
- beim Gebrauchtwagenkauf 188 
- bei Unterrichtsvenrägen 252 
- bei Versicherungsvenrägen 241 
Winschaftskriminalität 40 
Winschaftsverbände, siehe Unternehmer-

verbände 
Wissenschaft 11, 45, 269ff. 
Wucher 143, 198, 217ff. 

Zentralausschuß der W erbewinschaft 
(ZAW) 10a2' 

Zielkonflikte 23 
Zigaretten, Schädlichkeit der 56, 95 
Zigarettenwerbung 95, 105, 107 
Zinsbegrenzung 198, 214, 216f. 
Zugang zum Recht 155ff., 179 
Zulassungspflicht 
- für Allgemeine Geschäftsbedingungen 

133 ff. 
- für Arzneimittel 75 
- für Arzneimittelwerbung 81 f. 
- für gefährliche Produkte 91 
- für Fernlehrgänge 252 f. 
Zwingendes Recht 130, 224, 227ff. 
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